
Vor wort SGK aktuell

Liebe Freundinnen und Freunde 
sozialdemokratischer Kommunalpolitik,
liebe Genossinnen und Genossen,

die SPD ist eine Volkspartei –
und wir wollen, dass das so
bleibt! 

Deshalb braucht die Partei nach
innen und nach außen eine Er-
neuerung und Weiterentwick-
lung.

Unsere Gesellschaft ist weltoffe-
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Wir begrüßen als neue Mit-
glieder in der SGK Nieder-
sachsen (2011):

Einzelmitglieder
Christel Brede, Sarstedt
Wolfgang Ellwardt, Meine
Siegfried Göhner, Melle
Marion-June Lenz, Tülau
Birgit Merkel, Hannover
Siegfried Raabe, Welle
Dirk Schröder, Hildesheim
Tanja Zhäte, 
Osterholz-Scharmbeck
Jörn Wedemeier, 
Sachsenhagen

Nachrichten

ner, mobiler und individualisier-
ter als je zuvor in der Geschichte
der Menschheit.

Will die SPD als Volkspartei auf
allen parlamentarischen Ebe-
nen, also kommunal, im Land
und auf Bundesebene, eine ge-
sellschaftspolitisch führende
Kraft bleiben, muss sie sich so-
wohl innerparteilich als auch ge-
samtgesellschaftlich dem verän-
derten Lebensgefühl und Werte-
bewusstsein stellen und insbe-
sondere für die junge Generation
wieder attraktiv und wählbar
werden.

Eine innerparteiliche Demokra-
tisierung und Mobilisierung tut
Not!

Die „Basis“, das heißt die breite
Masse der Mitglieder vor Ort,
muss mehr einbezogen werden.
Mitgliederbefragungen, wie wir

sie bei uns zur Bestimmung des
Spitzenkandidaten für die kom-
mende Landtagswahl initiiert
haben, werden als wichtiger
Schritt in diese Richtung gese-
hen.

Dieses Ziel wird man aber nur er-
reichen, wenn bei der Ausgestal-
tung ein hohes Maß an Beteili-
gung erreicht und bei mehreren
Kandidaten ein geeigneter Mei-
nungsbildungsprozess ermög-
licht wird.

Genau an diesem Punkt sind
auch die Risiken zu sehen, dass
im Wettstreit um Spitzenämter
innerparteiliche Konflikte ent-
stehen, die über die Mitglieder-
befragung hinaus nachteilig
sind und im Wahlkampf die soli-
darische Mobilisierung gefähr-
den können.

Deshalb sind die Erfahrungen in
diesem Kontext sorgsam zu ana-
lysieren und für künftige Mei-
nungsbildungsprozesse zu nut-
zen.

Euer 

Franz Einhaus,
Landrat des 

Landkreises Peine und
SGK-Landesvorsitzender

Spitzenkandidatur für die 
Landtagswahl Niedersachsen

Der SGK-Landesvorstand hat am 7. Oktober 2011 mit großer Mehr-
heit folgenden Beschluss gefasst:

„Der SGK-Landesvorstand begrüßt die Kandidatur von Oberbür-
germeister Stephan Weil als Spitzenkandidat der Sozialdemokra-
tischen Partei für die anstehende Landtagswahl im Jahr 2013. Der
SGK-Landesvorstand wird die Kandidatur von OB Stephan Weil
unterstützen.“

Infos zum Thema
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Dirk-Ulrich Mende wurde im
Dezember 1957 in Müns-

ter/Westfalen geboren. Nach Sta-
tionen in Bonn und Bebra legte er
1978 das Abitur in Roten-
burg/Fulda ab. Er ist verheiratet
und hat drei Kinder.

Er studierte Rechtswissenschaf-
ten in Marburg und Göttingen.
Sein erstes Staatsexamen legte er
1982 ab, 1987 folgte das zweite
Staatsexamen. Seine Berufstätig-
keit begann er beim Regierungs-
präsidenten in Kassel. Anschlie-

ßend führten ihn berufliche Sta-
tionen zum Bundesamt für die
Anerkennung ausländischer
Flüchtlinge, zum Landeswohl-
fahrtsverband Hessen, zur Lan-
desversicherungsanstalt nach
Schleswig-Holstein, bevor er 1991
in den Landesdienst des Landes
Niedersachsen eintrat. Dort wur-
de er zunächst zuständig für den
Bereich der Krankenversiche-
rung, er wirkte mit bei der Ein-
führung der Pflegeversicherung
und wurde unter Walter Hiller,
dem damaligen Sozialminister,
zum Leiter des Ministerbüros be-
rufen. 

Aus dem Sozialministerium wur-
de Dirk-Ulrich Mende in die SPD-
Landtagsfraktion abgeordnet. Un-
ter dem damaligen Fraktionsvor-
sitzenden Sigmar Gabriel wurde
er 1999 zum Fraktionsgeschäfts-
führer berufen. Im Mai 2003
wechselte er dann in das Ministe-
rium für Inneres und Sport. 

Im Dezember 2008 wurde Dirk-
Ulrich Mende gebeten, für die
Oberbürgermeisterwahl in Celle

zu kandidieren. Nur wenige Wo-
chen später, am 22. Februar 2009,
wurde Dirk-Ulrich Mende bereits
im ersten Wahlgang bei immer-
hin vier Kandidatinnen und Kan-
ditaten mit 51,3 Prozent der Stim-
men zum neuen Oberbürger-
meister und ersten SPD-OB seit
über 60 Jahren gewählt.

Dirk-Ulrich Mende hat sich seit
frühester Jugend ehrenamtlich
engagiert. 1974 begann er in der
damaligen Jugendzentrumsbewe-
gung, im selben Jahr noch wurde
er zum Vorsitzenden der Jungso-
zialisten in Bebra gewählt. 

Der Partei trat er 1975 bei. Später
engagierte er sich stärker im Ju-
gendwerk der Arbeiterwohlfahrt.
Dies baute er mit auf und wurde
unter anderem Vorsitzender im
Bezirksvorstand und Landesvor-
stand sowie stellvertretender
Bundesvorsitzender. Er über-
nahm verschiedene Ämter im
hessischen Landesjugendring
und war im Bezirksvorstand der
Arbeiterwohlfahrt und des Lan-
desvorstandes tätig. 1985 endeten

aus familiären Gründen diese Tä-
tigkeiten.

Als Vater engagierte sich Dirk-Ul-
rich Mende dann im Elternbeirat
und dem Vertrauensgremium der
Schule. 2006 wurde er zum Mit-
glied des Magistrats der Stadt Kas-
sel gewählt. 

Aktuell beschäftigt Dirk-Ulrich
Mende eine Vielzahl von Fragen:
Soziales, Bildung und Jugendpoli-
tik. Als Oberbürgermeister einer
großen selbständigen Stadt ist die
Ausstattung der kommunalen
Ebene mit den notwendigen fi-
nanziellen Ressourcen von erheb-
licher Bedeutung. Damit stellt
sich nämlich zugleich die Frage
der Finanzierbarkeit des Staates
insgesamt. Dazu hat er aktuell –
gemeinsam mit der Friedrich-
Ebert-Stiftung – eine Veröffentli-
chung auf den Weg gebracht. Da-
neben sind aber auch aus den frü-
heren Tätigkeiten, insbesondere
die Frage der Verwaltungsmoder-
nisierung und Organisation, von
erheblichem politischen Interesse
für ihn.

Zur Person: Dirk-Ulrich Mende
Mitglied des SGK-Landesvorstandes seit 2010

10 Jahre Region Hannover 

Die Region Hannover feiert in
diesem Jahr ihren zehnten Ge-

burtstag. Als neue stadtregionale
Gebietskörperschaft nahm sie am
1.11.2001 ihre Tätigkeit auf und
trat die Rechtsnachfolge für den
Kommunalverband Großraum
Hannover und den Landkreis Han-
nover an. Außerdem übernahm sie
Aufgaben und Einrichtungen von
der Landeshauptstadt Hannover
und der Bezirksregierung. Damit
gibt es seit nunmehr zehn Jahren
für die Großstadt und ihre 20
Nachbargemeinden eine gemein-
same politische und administrati-
ve Verantwortung. 

Die Region Hannover verfügt
über eine direkt gewählte Regi-
onsversammlung mit 85 Mitglie-
dern und ist heute die weitestge-
hende Form einer stadtregiona-

len Organisation in Deutsch-
land. Alle wesentlichen überge-
meindlichen Aufgaben sind bei
der Region gebündelt. Vom Sozi-
albereich über Planungs- und

Umweltaufgaben bis hin zum
Gesundheits-, Verkehrs- und
Wirtschaftsbereich. 

Im Folgenden soll an einigen Bei-
spielen aus dem breiten Spek-
trum ihrer Tätigkeiten gezeigt
werden, was in diesen 10 Jahren
ihrer Tätigkeit erreicht wurde:

● Die Region Hannover verfügt
über eines der leistungsfähigsten
Nahverkehrssysteme in Deutsch-
land. Die Regionsversammlung
entscheidet, welche Stadtbahnli-
nien ausgebaut werden und wie
die Tarife des Verkehrsverbundes
GVH gestaltet sind. Die Region
steuert mit üstra und RegioBus
aber auch zwei Unternehmen für
das operative Geschäft, mit de-
nen sie Partnerschaftsverträge
zur Qualitätssicherung und zur

Verbesserung der Wirtschaftlich-
keit geschlossen hat. 

● Auch bei der Abfallwirtschaft
legt die Region Wert darauf, die
Steuerung der öffentlichen Da-
seinsvorsorge in den Händen zu
behalten. 2003 wurden die Ent-
sorgungsbetriebe der Landes-
hauptstadt und des früheren
Landkreises zusammengeführt.
Der Abfallwirtschaftsbetrieb aha
bietet den Bürgerinnen und Bür-
gern hervorragende Dienstleis-
tungen zu fairen Gebühren an. 

● Ebenfalls 2003 wurden die
Krankenhäuser der Rechtsvor-
gänger zum Klinikum Region
GmbH zusammengeschlossen.
Das Klinikum arbeitet mittler-
weile kostendeckend und finan-
ziert seine Investitionen im We-

Dirk-Ulrich Mende Foto: Stadt Celle

Dr. Axel Priebs Foto: privat
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sentlichen selbst. 2007 hat das
Klinikum auch das ehemalige
Landeskrankenhaus Wunstorf
übernommen.

● In der HannoverHolding wur-
den wesentliche Aktivitäten der
Wirtschafts- und Beschäfti-
gungsförderung sowie des Tou-
rismus- und Standortmarketings
von Region und Landeshaupt-
stadt zusammengeführt. Kürz-
lich wurde der Öffentlichkeit ei-
ne neue Dachmarke für Region
und Landeshauptstadt vorge-
stellt.

● Der Erlebniszoo Hannover ist
eine der beliebtesten Freizeit-
und Tourismusattraktionen der
Region. Die Tiere sind hier in
weitgehend naturnahen The-
menlandschaften zu beobach-
ten. Die Ausstrahlung wurde mit

der 2010 eröffneten Alaska-
Landschaft „Yukon Bay“ noch
einmal erheblich gestärkt. 
Die Region Hannover genießt

bundesweite Aufmerksamkeit
und ist bereits Vorbild für eine
ähnliche Institution im Groß-
raum Aachen geworden. Beson-

ders engagiert ist die Region auch
im Klimaschutz. Zusammen mit
anderen öffentlichen und priva-
ten Partnern ist sie Trägerin der
Klimaschutzagentur Region
Hannover und hat 2009 ein Kli-
maschutzrahmenprogramm be-
schlossen. Der weiteren Umset-
zung dient der aktuelle Verkehrs-
entwicklungsplan ProKlima.
Weitere Erfolge aus den ersten
zehn Jahren sind die Neuord-
nung des Berufsschulwesens, die
Zusammenführung der Leitstel-
len, die Durchführung des Gar-
tenjahres 2009 und jüngst die
Überführung der IT-Dienstleis-
tungen in eine Anstalt des Öf-
fentlichen Rechts, an der auch al-
le 21 Städte und Gemeinden be-
teiligt sind.

Prof. Axel Priebs, 
Region Hannover

Die Metropolregion Bremen-Oldenburg voranbringen
Bremer und Niedersachsen gründen die erste SGK über die Ländergrenzen hinweg

Die Länder Bremen und Nie-
dersachsen haben bereits

2007 eine Vereinbarung ge-
schlossen. Die Stadt Bremen und
die Gemeinden Achim und Oy-
ten einen Vertrag. 

Die Entlastung des Verkehrskno-
tens am Bremer Kreuz durch den
Ausbau der Theodor-Barth-Stra-
ße bis zu einer neuen Anschluss-
stelle an der A 27 auf Achimer
Gebiet ist ein Projekt, das wie
kaum ein anderes dem Gedan-
ken der gemeinsamen Metropol-
region Bremen-Oldenburg ver-
pflichtet ist. 

Hohe Presseresonanz bei
erster Besuchstour

Das Gespräch mit der Interessen-
gemeinschaft Gewerbe- und In-
dustriegebiet Bremer Kreuz bei
der Firma NordCap war Anfang
April genau der passende Auf-
takt für die Aktivitäten der neu-
gegründeten SGK in der Metro-
polregion Bremen-Oldenburg. 

Als Gast mit dabei auf der Be-
suchstour: Bernd Scheelen, Spre-
cher der Arbeitsgemeinschaft
Kommunalpolitik der SPD-Bun-

destagsfraktion. Weitere Statio-
nen der Delegation waren an die-
sem Tag das damals noch in Bau
befindliche Delmenhorster Frei-
zeitbad. In der Gemeinde Gan-
derkesee wurde das umstrittene
Thema Biogasanlagen mit der
Bevölkerung erörtert. 

„Allein die Presseresonanz bei al-
len drei Terminen hat uns ge-
zeigt, dass wir mit der SGK in der
Metropolregion den richtigen
Weg gehen“, erklärt der Bremer
SPD-Bundestagsabgeordnete
und Sprecher der neuen Regions-
SGK, Carsten Sieling. Zu seinen
Stellvertretern wählte der 14-
köpfige Sprecherkreis bereits En-
de März Hannelore Hunter-Roß-
mann aus dem Landkreis Olden-
burg, Richard Eckermann aus
dem Landkreis Verden und Pa-
trick de La Lanne, Oberbürger-
meister von Delmenhorst.

Eine starke 
Nordwest-Region schaffen

„Wir wollen daran mitwirken, ei-
ne starke Nordwest-Region zu
schaffen. Wir brauchen eine
Stimme, um in der Metropolregi-
on den sozialen Zusammenhalt

und die wirtschaftliche Entwick-
lung als zwei Seiten einer Me-
daille voranzutreiben“, sagt Hun-
ter-Roßmann. 

Als zentrales Ziel sehen die
SGKler die Vernetzung der Sozi-
aldemokraten in allen Gremien
und Institutionen der Metropol-
region „Um über die partikula-
ren Interessen hinaus gemein-
sam Schlagkraft bei den wichti-
gen Themen zu entwickeln“, er-
läutert Eckermann in diesem
Zusammenhang. Thematisch

hat der Sprecherkreis, dem Kom-
munal-, Landes- und Bundespoli-
tiker aus Bremen, Delmenhorst,
Oldenburg und den Landkreisen
Cuxhaven, Osterholz, Verden,
Diepholz und Oldenburg ange-
hören, zunächst vier Bereiche im
Fokus: Die Energiewende, die Re-
kommunalisierung etwa der
Stromnetze, den gemeinsamen
Arbeitsmarkt Nordwest und den
Bahnlärm. „Hier sind wir bereits
in der konkreten Planung von
Initiativen und Veranstaltun-
gen“, berichtet de La Lanne.

Die geographischen Ausmaße der neuen Gebietskörperschaft.

Besuch der SGK-Delegation mit Patrick de La Lanne (links) und Carsten Sie-
ling (dritter von links) in Delmenhorst. Foto: SGK
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Neue Ratsmitglieder aufgepasst! Hilfe für 
Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker
Die neu erarbeitete Arbeitshilfe der SGK Niedersachsen kann mit dem beigefügten Bestellbogen erworben werden.

Die Fraktion möchte sich nach der Konstituierung eine GeschäftsordnungGeschäftsordnung geben?

Die SGK Niedersachsen hat eine Muster-GeschäftsordnungMuster-Geschäftsordnung erarbeitet, 
die an die jeweiligen örtlichen Bedürfnisse angepasst werden kann.

Zu beziehen bei der SGK-Landesgeschäftsstelle:  manfred.puehl@spd.de

Ich/wir bestelle(n)                   Exemplare der SGK-
Arbeitshilfe für neu gewählte Kommunalpoliti-
kerinnen und Kommunalpolitiker. Lieferung an
untengenannte Anschrift.
Schutzgebühr (wird per Lastschrift eingezogen)

1 bis 4  Exemplare pro Stück 5 Euro
ab 5  Exemplare pro Stück 2 Euro

zu bestellen
per Post: SGK-Landesverband

Odeonstraße 15/16
30159 Hannover

per Fax: 0511-1674-4211
per Email: manfred.puehl@spd.de

Lieferanschrift:

Einzugsermächtigung

Hiermit bevollmächtige ich/wir die SGK-Nieder-
sachsen e.V., die von mir/uns zu entrichtende
Schutzgebühr für die SGK-Arbeitshilfe bei Fällig-
keit von meinem/unserem Konto abbuchen zu
lassen.

Konto-Nr.

BLZ

Geldinstitut

Vor- und Zuname bzw. Fraktion

Unterschrift Kontoinhaber  Ort und Datum

Bestellformular

Aus der Beratungspraxis der SGK 
SGK-Beratungsdienst Dr. Manfred Pühl

Frage: Wir beabsichtigen, im Rat
mit den GRÜNEN eine Gruppe zu
bilden. Gibt es Muster-Vereinbarun-
gen?

Antwort: Zwingend notwendig
ist ein schriftlicher Vertrag
nicht. Es sind auch keine beson-
deren Formalitäten einzuhalten.
Einzige Förmlichkeit: Eine Grup-
penbildung muss dem Bürger-

meister angezeigt werden.

Wenn ein Vertrag trotzdem ge-
schlossen werden soll, sollte ent-
halten sein:
1. wer die Vertragspartner sind,
2. welche Positionen in den kom-
munalen Gremien besetzt wer-
den sollen,
3. grundlegende politische Ziele
der Gruppe, evtl. nach Hand-

lungsfeldern geordnet,
4. Grundsätze der Zusammenar-
beit (Behandlung von Anträgen,
Stimmverhalten etc.),
5. (evtl. ) Geschäftsordnung für
die Gruppensitzungen,
6. Benennung der Gruppenlei-
tung,
7. (nicht regelungsbedürftig) die
Fraktionen verlieren auch nach
einer Gruppenbildung nicht die

Zuwendungen (erhöhte Auf-
wandsentschädigung für Man-
datsträger mit herausgehobenen
Funktionen, Fraktionszuschüsse
etc.), es sei denn, die GO des Ra-
tes enthält eine abweichende Be-
stimmung.

Beispiele aus der Praxis finden
sich auch im Internet (Suchbe-
griff „Gruppenvereinbarung“).

Gruppenbildung im Rat: Anforderungen an eine Vereinbarung
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Änderung der Mehrheitsverhältnisse im Rat: Neubildung des VA

Wählbarkeit am Ort einer Zweit(Neben)wohnung

Frage: Eine andere Fraktion im Rat
ist auseinandergefallen. Das Stärke-
verhältnis im VA hat sich dadurch
geändert. 
Wer kann einen Antrag auf Neubil-
dung stellen? Müssen die stellvertre-
tenden Bürgermeister neu gewählt
werden?

Antwort: Nach § 51 Abs. 9 in Ver-
bindung mit § 56 Abs. 3NGO (in
der Fassung bis 31.10.2011, da-
nach § 71 Abs. 9 i.V.m. § 75 Abs.1
NKomVG) ist der VA neuzubil-
den, wenn seine Zusammenset-

zung nicht mehr dem Verhältnis
der Stärke der Fraktionen und
Gruppen des Rates entspricht
und ein Antrag auf Neubeset-
zung gestellt wird.

Den Antrag können nur diejeni-
gen stellen, deren Mitglied-
schaftsrechte durch die Ände-
rung der Stärkeverhältnisse be-
troffen werden. Also nicht etwa
diejenige Fraktion/Gruppe, de-
ren Mitgliederzahl unverändert
bleibt ( siehe Thiele, Kommentar
zur NGO, Anm. 12 zu § 51).

Die Mitglieder des VA (Beigeord-
neten) werden nicht mehr für
die Dauer der Wahlperiode beru-
fen. Mit der Umbildung des VA
verlieren die stellvertretenden
Bürgermeister ihre Funktion, da
sie für den Moment der Umbil-
dung nicht mehr Beigeordnete
sind; da sie auch keinen An-
spruch darauf haben, erneut in
den VA entsandt zu werden,
müssen stellvertretende Bürger-
meister neu gewählt werden (
siehe Thiele, Anm. 3 zu § 56
NGO).

Frage: Muss ein Ratsmitglied, das
seinen Erstwohnsitz in einer ande-
ren Stadt/Gemeinde anmeldet, sein
Ratsmandat zurückgeben?

Antwort: Die Frage beantwortet
sich nach § 34 Absatz 1 Satz 2

NGO (ab 1.11.2011 : §§ 49, 28
NKomVG):

1. Das Gesetz vermutet den
Wohnsitz am Ort der Hauptwoh-
nung (Erstwohnsitz). Am Ort des
Zweitwohnsitzes besteht daher

grundsätzlich kein Wahlrecht
und keine Wählbarkeit. Damit
müsste ein hier erworbenes Rats-
mandat nach der Ummeldung
abgegeben werden.

2. Es ist aber der Nachweis zuläs-

sig, dass sich trotzdem am Ort
der Nebenwohnung der Mittel-
punkt der Lebensbeziehungen
befindet. 

Das könnte beispielsweise der
Fall sein, wenn einer der Eheleu-

Anfragen und Aus-
künfte zu kommunal-
politischen Problemen
oder zur Vermittlung
von kompetenten
Gesprächspartnern:

Dr. Manfred Pühl,
Stadtdirektor a. D,
T.: (0511) 1674-212 und -261
(direkt), Fax: (0511) 1674-211,
manfred.puehl@spd.de,
SGK Niedersachsen e.V., 
Landesgeschäftsstelle, 
Odeonstraße 15/16,
30159 Hannover

SGK-Beratungsdienst

Anzeige
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Bundesweit Furore machte im
September eine so genannte

„Lärmstudie“ des renommierten
Fraunhofer-Instituts im Auftrag
der Geers-Stiftung. Demnach soll
Hannover „die lauteste Stadt
Deutschlands“ sein. Die nach-
weislich grünste Großstadt soll
demnach also in der Lärm-Bun-
desliga auf Platz eins stehen. 

Bereits nach der ersten Durch-
sicht der Ergebnisse zweifelten
die Verkehrs- und Lärmexperten
der hannoverschen Verwaltung
am Wert dieses Vergleichs. Eine
genauere Analyse bestätigt diese
Einschätzung nun: „Die Aussage-
kraft der Fraunhofer-Studie hält
mit den Schlagzeilen nicht
stand“, bilanziert Hannovers
Stadtbaurat Uwe Bodemann. 

Die Lärmbelastung in 
Hannover ist normal

Tatsächlich liegt Hannover bei
der Lärmbelastung der Bevölke-

rung im Mittelfeld der deut-
schen Großstädte.

Aus Sicht der niedersächsischen
Landeshauptstadt sprechen
gleich zwei Aspekte gegen den
hohen Wert der Studie: „Die
simple Gegenüberstellung der
von Lärm belasteten Fläche zur
Gesamtfläche einer Stadt sagt
nichts über die tatsächliche Be-
lastung für die Bevölkerung aus“,
erläutert Stadtbaurat Bodemann.
Darüber hinaus basiert die Un-
tersuchung auf den Lärmkarten
der einzelnen Städte. Ein Ver-
gleich ist dabei aber nicht eins zu
eins möglich: Denn die Städte le-
gen dafür unterschiedliche Kri-
terien zugrunde stellt der hanno-
versche Baudezernent klar.

Die für die Fraunhofer-Studie zu-
grunde gelegten Lärmkarten
sind von den jeweiligen Städten
zur Verfügung gestellt worden.
Diese haben dabei unterschiedli-
che Maßstäbe angesetzt. Wäh-

rend einige Großstädte nur Stra-
ßen ab einer Belastung von
16 000 Fahrzeugen in 24 Stunden
einbezogen haben, wurden in
Hannover alle Straßen bis runter
auf 1 000 Fahrzeuge am Tag be-
rücksichtigt. „Dies trägt zu einer
Verfälschung des Ergebnisses
bei“, sagt Stadtbaurat Uwe Bode-
mann.

Nur 15 Prozent der Bürger
sind betroffen

Die Forscher des Fraunhofer-In-
stituts für Bauphysik hatten aus
diesen Lärmkarten von 27 deut-
schen Großstädten die Fläche er-
mittelt, die einen mittleren
Lärmpegel von mehr als 55 db(A)
(Lautstärke in Dezibel) aufweist,
zur jeweiligen Gesamtfläche der
Städte in Relation gesetzt. Dabei
wurde Hannover mit 69,4 Pro-
zent belasteter Fläche der Spit-
zenplatz zugewiesen. 

Hinsichtlich der Beeinträchti-

gung für die EinwohnerInnen
der Landeshauptstadt sehen die
hannoverschen Lärmexperten
ihre Stadt auf gleicher Höhe mit
Bremen und Frankfurt. So wurde
für Hannover errechnet, dass bei-
spielsweise tagsüber 14,9 Pro-
zent der Bevölkerung durch ei-
nen Pegel von 55 bis 60 db(A) be-
lastet sind. Frankfurt kommt in
diesem Bereich auf 12,0 Prozent,
Bremen auf 15,8 Prozent. Im
Fraunhofer-Vergleich liegt Bre-
men mit 40,8 Prozent belasteter
Fläche jedoch in den Top Ten der
„leisesten“ Städte, während
Frankfurt (65,6 Prozent) in die-
sem Lärmranking gleich hinter
Hannover Platz zwei einnimmt. 

Uwe Bodemann fasst zusammen:
„Die Lärmkartierung zeigt si-
cherlich, dass Hannover über ein
gutes Verkehrsnetz verfügt. An-
dererseits liegen aber beispiels-
weise die großen, Lärm produzie-
renden Straßen wie Autobahnen
und Schnellwege außerhalb von
Wohngebieten, was in der Studie
unberücksichtigt bleibt. Dieser
Analyse fehlt also die Substanz.
Hannover ist eine Großstadt mit
allen damit verbundenen nor-
malen Begleiterscheinungen.“

„Lärmstudie“ des Fraunhofer-Instituts: Hannover tritt den
Gegenbeweis an

Blick auf Hannover: Von wegen lauteste Stadt  – die korrekten Zahlen müssen verglichen werden. Foto: SGK
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te dort die Hauptwohnung ge-
meldet hat und die Eheleute dies
als ihre Ehewohnung betrach-

ten, der andere Teil aber aus ir-
gendwelchen Gründen die
Hauptwohnung anderenorts ge-

meldet hat. Es bleibt dabei aller-
dings das Risiko, dass die Melde-
behörden sich einschalten und

eine Korrektur der Meldung ver-
langen.


